
 
1. Nachtrag 

zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 Niedersächsisches 
Kommunalabgabengesetz für straßenbauliche Maßnahmen  

in der Gemeinde Kalefeld  
(Straßenausbaubeitragssatzung) 

 
 
 
Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) i.d.F. vom 
22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382) und § 6 des Nds. Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 
08.02.1973 (Nds. GVBl. S. 41) in der Fassung vom 11.02.1992 (Nds. GVBl S. 30), geändert 
durch Gesetz vom 28.05.1996 (Nds. GVBl. S. 242), hat der Rat der Gemeinde Kalefeld in 
seiner Sitzung am 14. Mai 1998 folgenden 1. Nachtrag zur Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen nach § 6 Niedersächsisches Kommunalabgabengesetz für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Gemeinde Kalefeld  (Straßenausbaubeitragssatzung) beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die §§ 5 und 6 erhalten folgende neue Fassung: 

 
§ 5  Vorteilsbemessung in Sonderfällen 
 
(1) Bietet die Möglichkeit der Inanspruchnahme von öffentlichen Einrichtungen - mit Aus-

nahme der Gemeindestraßen i.S. von § 47 Nr. 2 und Nr. 3 NStrG - sowohl in Bebau-
ungsplangebieten und/oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegenden Grundstücken, die baulich, gewerblich oder in beitragsrechtlich ver-
gleichbarer Weise (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) 
nutzbar sind, als auch im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegenden und/oder wegen ent-
sprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbaren 
Grundstücken (z.B. landwirtschaftliche Nutzung) besondere wirtschaftliche Vorteile, so 
wird der Vorteil für die zuletzt genannten Grundstücke nur halb so hoch wie der Vorteil 
für die übrigen Grundstücke bemessen. 

 
 Demgemäß wird der umlagefähige Aufwand im Verhältnis der einfachen Frontlänge der 

nur in anderer Weise nutzbaren Grundstücke an der öffentlichen Einrichtung und der 
doppelten Frontlänge der baulich, gewerblich oder beitragsrechtlich vergleichbar nutz-
baren Grundstücke an der öffentlichen Einrichtung aufgeteilt.  Dabei ist bei Grundstü-
cken, die nicht oder nicht mit der gesamten Grundstücksseite an die öffentliche Einrich-
tung angrenzen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr 
verbunden sind, die Frontlänge der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grund-
stücksseite zugrunde zu legen. 

 
(2) Besteht im Einzelfall von der Teilfläche eines Grundstücks, die außerhalb der nach § 6 

Abs. 2 Nr. 2, Nr. 3, Nr. 4 lit. b) oder Nr. 5 zu bestimmenden Fläche liegt, eine Inan-
spruchnahmemöglichkeit der vorgenannten öffentlichen Einrichtungen, die gegenüber 
der durch die baulich, gewerblich oder beitragsrechtlich vergleichbar nutzbare Grund-
stücksteilfläche ausgelösten Inanspruchnahmemöglichkeit eine eigenständige Bedeu-
tung hat, so ist für diese aus beitragsrechtlicher Sicht ebenfalls nur in anderer Weise 
nutzbare Grundstücksteilfläche nach Maßgabe von Abs. 1 zu verfahren. 



 2

(3) Die Verteilung der sich nach Abs. 1 und Abs. 2 ergebenden Anteile am umlagefähigen 
Aufwand erfolgt für die baulich, gewerblich oder beitragsrechtlich vergleichbar nutzba-
ren Grundstücke bzw.  Grundstücksflächen nach Maßgabe von § 6 und für die nur in 
anderer Weise nutzbaren Grundstücke bzw. Grundstücksflächen nach Maßgabe von § 7. 

 
§ 6   Verteilungsregelung 

 
(1) Der nach § 4 bzw. § 5 auf die Beitragspflichtigen entfallende Anteil am beitragsfähigen 

Aufwand wird - soweit nicht die Sonderregelung nach § 7 eingreift - auf die Grundstü-
cke unter Berücksichtigung der nachfolgenden Absätze nach dem Verhältnis verteilt, in 
dem die Grundstücksflächen zueinander stehen. 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken, 
 
 1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit 

der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist; 

 2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die 
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, -wenn für diese darin eine bauliche oder 
gewerbliche Nutzung festgesetzt ist; 

 3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, und bei Grundstü-
cken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Sat-
zungsbereich; 

 4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht 
und die nicht unter Nr. 6 fallen, 

 a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

 b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise 
im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 
höchstens jedoch die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung und einer Li-
nie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft; bei Grundstü-
cken, die nicht an die öffentliche Einrichtung angrenzen oder lediglich durch ei-
nen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwi-
schen der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer 
Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft; 

 5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut 
oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung 
bzw.- im Fall von Nr. 4 lit. b) der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grund-
stücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der 
der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht; 

 6. die nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise (z.B. Fried-
höfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder inner-
halb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, die Gesamtflä-
che des Grundstücks. 

 
(3) Bei den in Abs. 2 Nr. 6 genannten Grundstücken wird nur die Grundstücksfläche nach 

Abs. 2 berücksichtigt. 
 
 Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei gewerblich genutzten oder ge-

werblich nutzbaren Grundstücken zu der nach Abs. 2 festgestellten Grundstücksfläche 
je Vollgeschoß 25 v.H. der Grundstücksfläche hinzugezählt. 
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Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollge-
schosse sind.  Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt.  Ist 
im Einzelfall eine Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststell-
bar, werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 
3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 
2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoß gerechnet. 
 

(4) Die nach Abs. 2 und Abs. 3 ermittelte Grundstücksfläche wird vervielfacht 
1. mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder gewerblichen Nut-

zung vergleichbaren Weise ( z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, 
Dauerkleingärten) nutzbar ist oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteils tatsächlich so genutzt wird; 

2. mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 
BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 
4 a BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) 
oder ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebie-
tes überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung 
ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen 
für freie Berufe) genutzt wird; 

3. mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 
BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), 
Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sonder-
gebietes (§ 11 BauNVO) liegt; 

 
(5) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 3 S. 2 gilt bei Grundstücken, 
 1. die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die darin festgesetzte 

höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse; 
 2. für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen 

Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. von § 11 
Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 ge-
teilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen aufgerundet; 

 3. für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der 
baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet, 

 4. auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von e
nem Vollgeschoß je Nutzungsebene; 

i-

 
 5. für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die 

Zahl von einem Vollgeschoß; 
 6. für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die 

Zahl von zwei Vollgeschossen; 
 7. für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 

der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der näheren 
Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 
BauGB) Berechnungswert nach Nr. 1 bis 3; 

 8. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 bzw.  Nr. 4 bis 6 oder die Höhe 
der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 2 bzw.  Nr. 3 überschrit-
ten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach 
der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 2 
bzw. 3; 
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 9. für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb des im Zusammenhang be-
bauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, wenn sie 

 a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
 b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhan-

denen Vollgeschosse. 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Dieser 1. Nachtrag zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 Niedersächsisches 
Kommunalabgabengesetz für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Kalefeld  
(Straßenausbaubeitragssatzung) tritt rückwirkend zum 01.01.1998 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
Kalefeld,  den 14. Mai 1998 
 
 
 

Gemeinde Kalefeld  
 
 
 
 

Bürgermeister                             stellv. Gemeindedirektor  
 


